Zur Entwicklung im Klageverfahren zur „Amtsangemessenen Alimentation“
In Sachen amtsangemessener Alimentation hatten dbb und Philologenverband in der Vergangenheit darüber informiert, dass eine von drei Musterklagen gegen „5x1 %“ erstinstanzlich abgewiesen wurde. Berufung wurde mit gewerkschaftlichem Rechtsschutz durch den dbb eingelegt, das Aktenzeichen in der zweiten Instanz lautet 2 A 11745/17.OVG, das Verfahren ruht. 

Die beiden anderen erstinstanzlichen Musterfälle sind ebenfalls ausgesetzt. 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die weitere Entwicklung in der Bundesverfassungsgerichtsrechtsprechung dazu führt, dass das rheinland-pfälzische Besoldungsrecht doch unter Druck gerät, wobei die Wahrscheinlichkeit dafür wie schon Ende 2017 fachlich als eher gering zu bezeichnen ist.

Deshalb hatte sich die Landesleitung des dbb rheinland-pfalz 2017 dazu entschlossen, einen Musterantrag auf amtsangemessene Alimentation als Hilfsmittel für Einzelmitglieder zur Verfügung zu stellen, die sich nach dem Motto „nichts unversucht lassen“ gegen die Höhe ihrer Besoldung 2017 einsetzen wollten. Der Grundsatz der zeitnahen Geltendmachung hat dabei zur Folge, dass der Antrag für jedes Jahr/nach jeder Beförderung sicherheitshalber zu wiederholen ist, in dem/nach der sich Betroffene verfassungswidrig zu niedrig alimentiert sehen.

Auch zum jetzigen Zeitpunkt kann noch nicht abschließend beurteilt werden, ob die Besoldung und Versorgung in Rheinland-Pfalz in allen Besoldungsgruppen/stufen amtsangemessen ausgestaltet ist.

Wir empfehlen daher, auch für 2018 einen Antrag bis Mitte Dezember zu stellen, um auf der sicheren Seite zu sein. Der Musterantrag, den der dbb hierfür zur Verfügung stellt, soll zur Geltendmachung des Anspruchs auf Gewährung amtsangemessener Alimentation sowie dem Offenhalten des eigenen Einzelfalles dienen, damit an Folgen von vielleicht positiver zukünftiger Rechtsprechung Teilhabe bestehen kann.

Nur durch eine entsprechende Antragstellung erfolgt eine zeit-/haushaltsnahe Geltendmachung.

Mit dem Musterantrag wird auf ein Ruhendstellen des individuellen Vorverfahrens hingewirkt mit dem Ziel, keine individuelle Klage erheben zu müssen. Die Entscheidung über den Antrag liegt aber im Ermessen des Dienstherrn.

Keine Musterprozessvereinbarung – Folge: ablehnende Widerspruchsbescheide vom Land

Es gibt für die Jahre ab 2017 keine Musterprozessvereinbarung mit dem Land. 

Das Land hat in 2017 gestellte Musteranträge auf amtsangemessene Alimentation also direkt als Widerspruch aufgefasst und den Antragstellern darauf einen ablehnenden Widerspruchsbescheid zugeschickt.

Gegen diesen Bescheid konnte dann (innerhalb eines Monats) individuell verwaltungsgerichtlich geklagt werden. Dabei sollte versucht werden, das individuelle Verfahren gerichtlich aussetzen zu lassen, da eine Ruhendstellung durch die Verwaltung nicht erfolgt.

Verfahren/Kosten

Der dbb kann aufgrund des Massecharakters des Gesamtverfahrens aus Kapazitätsgründen faktisch leider keinen Individualrechtsschutz gewähren und wegen der Vielzahl der Fälle nicht im Einzelfall beraten oder berechnen, auch nicht über das dbb Dienstleistungszentrum. 

Das gilt für Antrags- sowie für eventuelle Klageverfahren.

Das Prozess- bzw. das Prozesskostenrisiko liegt bei den Antragstellern/Klägern selbst.

Die Gerichte gehen in der Regel von einem Standardstreitwert (5.000,- EUR) aus, der reine Gerichtsgebühren von rund 450 EUR bedingt ohne eventuelle Zusatzkosten/Rechtsanwaltskosten. Die Gebühren werden mit Klageerhebung fällig.
In gleicher Weise wie oben dargelegt wäre auch im Falle der Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation für Beamte mit drei und mehr  berücksichtigungsfähigen Kindern für das Jahr 2018 zu verfahren.
Trotz aktuell geringer Erfolgschancen sollen dennoch Klagewillige die mögliche Hilfestellung erhalten.

Unsererseits erfolgt dies durch Zurverfügungstellung der Muster ohne Gewähr, die Muster erheben keinen Anspruch auf Ausschließlichkeit und werden ohne Rechtsverbindlichkeit herausgegeben.
Erhältlich sind die jeweiligen Musteranträge unter www.philologenverband.de im Mitgliederbereich oder durch elektronischen Versand per Anfrage an info@philologenverband.de
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